- 3 -

	[image: image1.png]o -
| ANDSCHAFTS LV R
VERBAND
RHEINLAND .
J




	
	Dezernat 4 – Schulen, Jugend
- Schulverwaltungsamt -



	Landschaftsverband Rheinland ∙ Dez. 4 ∙ 50663 Köln


	
	

	
	
	


	Ministerium für Schule und
Weiterbildung NRW

40190 Düsseldorf


	
	

	
	
	13.12.2007

44.00

	
	
	

	
	
	Herr Wontorra

Tel.: (02 21) 8 09- 6166

Fax: (02 21) 82 84- 2508

ulrich.wontorra@lvr.de

	
	
	



Kompetenzzentrum für die sonderpädagogische Förderung
hier: Stellungnahme zum Eckpunktepapier

Schreiben vom 02.11.2007; 511/512

Sehr geehrter Herr Kobe,

vielen Dank, dass mir das Schulministerium Gelegenheit gibt, zu dem Eckpunktepapier Stellung zu nehmen.
Ich sehe in dem  Eckpunktepapier die Möglichkeit, neue Wege in der sonderpädagogischen Förderung in NRW zu gehen. Die demographische Entwicklung wird nach meinen Erkenntnissen zeitversetzt auch die Förderschulen betreffen, somit ergibt sich hieraus entsprechender Handlungsbedarf. Außerdem fordern Eltern für ihre Kinder immer häufiger eine Regelbeschulung.

Erfreut habe ich zur Kenntnis genommen, dass Sie die in meiner Trägerschaft befindlichen Schultypen mit den Förderschwerpunkten „Sehen“, Hören“ und „Körperliche und motorische Entwicklung“ in das Eckpunktepapier aufgenommen haben und dabei bereits die neuen Entwicklungen berücksichtigen (entsprechend ihrem regionalem bzw. überregionalem Einzugsgebiet können Schulträger aufgrund der fachlichen Besonderheiten und der ausstattungsspezifischen Erfordernisse Förderschulen zu Kompetenzzentren für sonderpädagogische Förderung für die Förderschwerpunkte "Körperliche und motorische Entwicklung“ und „Geistige Entwicklung" sowie entsprechende Verbünde ausbauen). 
Der Ansatz, mit dem Ausbau von Förderschulen zu Kompetenzzentren für sonderpädagogische Förderung  die Grundlage dafür zu schaffen, alle Maßnahmen der sonderpädagogischen Förderung zu bündeln und wirkungsvoll an Förderschulen und im allgemeinen Schulsystem zu verankern, wird von mir positiv gesehen. Dadurch entsteht die Möglichkeit , fachlich sinnvolle und  bedarfsorientierte Bündelungen in Abhängigkeit regionaler Bedingungen zu schaffen.
Die Intention des Landes, dass Kinder früher, unbürokratischer und bedarfsgerechter gefördert werden, sehe ich als überaus positive Zielvorgabe an, die in der Praxis nicht zunichte gemacht werden darf. Dass mehr Kinder als bisher möglichst wohnortnah und präventiv in allgemeinen Schulen gefördert werden, kann ich nur unterstützen. Dabei darf es aber nicht zu einem Abbau des schulischen Angebots für Schülerinnen und Schüler mit schwersten Formen von Behinderungen führen.

Ferner begrüße ich, dass zu einer zum Kompetenzzentrum für sonderpädagogische Förderung ausgebauten Förderschule immer ein Netzwerk allgemeiner Schulen und gegebenenfalls weiterer Förderschulen gehören, die ein klares Einzugsgebiet/ Zuständigkeitsgebiet definieren. In diesem Netzwerk organisiert die Leitung des Kompetenzzentrums gemeinsam mit den Leitungen der anderen Schulen die sonderpädagogische Förderung und koordiniert den Personaleinsatz. Hier sehe ich die Leitung des Kompetenzzentrums als „primus inter pares“. 

Unter Berücksichtigung unterschiedlicher Trägerschaften und regionaler bzw. überregionaler Strukturen sollen sich verschiedene Formen von Kompetenzzentren für sonderpädagogische Förderung entwickeln, was ich ausdrücklich begrüße. Im Sinne des Eckpunktepapiers können somit zum Beispiel alle Maßnahmen der sonderpädagogischer Förderung für die Schwerpunkte „Körperliche und motorische Entwicklung“ und „Geistige Entwicklung“ in einem Kompetenzzentrum gebündelt und wirkungsvoll an der Förderschulen und dem allgemeinen Schulsystem verankert werden. Die Zusammenarbeit dieser beiden Förderschultypen mit unterschiedlichen Förderschwerpunkten im Netzwerk des Kompetenzzentrums bietet zum einen die Voraussetzung für eine wohnortnahe Beschulung, zum anderen sichert sie die Fachlichkeit der sonderpädagogischen Förderung unabhängig vom Förderort.

Ein Ziel des Kompetenzzentrums ist es nach dem Eckpunktepapier, Schülerinnen und Schüler möglichst integrativ in allgemeinen Schulen zu fördern, sofern die Voraussetzungen hierfür gegeben sind. Für den Erfolg der individuellen und wohnortnahen sonderpädagogischen Förderung von Kindern in allgemeinen Schulen ist es unumgänglich, diese Einschränkung aufzuheben. Alle allgemeinen Schulen müssen in Zukunft die integrative Beschulung möglich machen. Sonst wird es nach der Pilotphase keine flächendeckende Ausweitung des Konzeptes geben können. Entsprechende Finanzierungskonzepte sind bereits jetzt zu entwickeln. Ein mögliches Denkmodell wäre, dass der Träger des jeweiligen Kompetenzzentrums die erforderlichen finanziellen Ressourcen zur Verfügung stellen würde, um vor Ort die integrative Beschulung weiter ausbauen zu können. Der Landschaftsverband Rheinland bietet hierfür seine Mitarbeit bei der Konzeptentwicklung an.
Im Interesse einer gemeinsamen erfolgreichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie deren Eltern ist die Einbindung von zusätzlichem externen Sachverstand in ein Kompetenzzentrum ebenso zwingend erforderlich wie eine interdisziplinäre Zusammenarbeit - zum Beispiel mit Jugendhilfe, medizinischen Einrichtungen, schulpsychologischen und anderen Beratungsstellen.  Nur durch diese Vernetzungsstruktur kann eine erfolgreiche Arbeit des Kompetenzzentrum gewährleistet werden.

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung eröffnet auch den Förderschulen, die zum Ausbau zu Kompetenzzentren für sonderpädagogische Förderung vorgesehen sind, die Möglichkeit der Einbindung von verwaltungsfachlicher Schulassistenz (entsprechend der noch zu klärenden Modalitäten) und gewährt zum Aufbau der  Prävention einen Stellenzuschlag von 0,5 Stellen. Dieser Stellenzuschlag wird nicht ausreichen. Für eine erfolgreiche Umsetzung des Eckpunktepapiers ist ein angemessener Stellenzuschlag erforderlich, der die fachlichen Beratungs-/Unterstützungs- und Koordinierungsleistungen abdeckt. Hier muss das Land nachbessern.
Die konkrete Einsatzplanung der Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen in den im Netzwerk verbundenen Schulen erfolgt vor Beginn auf der Basis eines gemeinsamen Konzeptes aller Schulen des Einzugsgebietes. Es ist das Ziel der Landesregierung, alle Kinder und

Jugendlichen so gut wie möglich zu fördern. Dies kann in allgemeinen Schulen wie in Förderschulen erfolgen. Dem Wunsch vieler Eltern entsprechend, ihre Kinder möglichst integrativ und wohnortnah in allgemeinen Schulen zu fördern, kommt die Landesregierung nach, wo

immer dies fachlich geboten und den Förderbedarfen der Kinder und Jugendlichen entsprechend möglich ist. Die Leitung des Kompetenzzentrums stimmt sich dabei mit den Leitungen

der weiteren Schulen im Netzwerk ab. Die Schulaufsicht entscheidet nur im Konfliktfall. Ich halte es aus praktischen Gründen für unumgänglich, die Stellenanteile des GU aus dem Grundschulkapitel in die Verantwortung des Kompetenzzentrums überzuleiten.
Für die praktische Umsetzung des Eckpunktepapier muss das Regelwerk auf ein Mindestmaß beschränkt werden, damit sich die Förderschulen auch an diesem wichtigen Entwicklungsprozess beteiligen. Die von Ihnen vorgesehene Flexibilität muss auch im Echtbetrieb gewährleistet sein. Sonst werden die beteiligten Schulen den überaus wichtigen und notwendigen Entwicklungsprozess nicht mitmachen.
Ich bitte, meine Anregungen bei der Überarbeitung des  Eckpunktepapiers zu berücksichtigen.
Mit freundlichen Grüßen

In Vertretung

gez.
Michael Mertens

Landesrat Schulen und Jugend



Datum und Zeichen bitte stets angeben
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